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teilung auf Kosten des Verurteilten öffentlich be­
kanntzumachen, wenn ein berechtigtes Interesse da­
zu vorliegt. Umfang und Art der Bekanntmachung 
werden im Urteil bestimmt. Diese Befugnis erlischt, 
wenn die Entscheidung nicht binnen drei Monaten 
nach Eintritt der Rechtskraft bekanntgemacht wird.

§ 58
(1) Statt jeder aus diesem Gesetz entspringenden 

Entschädigung kann auf Verlangen des Verletzten 
neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße 
erkannt werden. Für die Buße haften die dazu Ver­
urteilten als Gesamtschuldner.

(2) Eine erkannte Buße schließt die Geltend­
machung eines weiteren Entschädigungsanspruches 
aus.

Verfahren in Patentstreitsachen
§ 59

(1) Für alle Klagen, durch die ein Anspruch aus 
einem der in diesem Gesetz geregelten Rechtsver­
hältnisse geltend gemacht wird (Patentstreitsachen), 
ist das Patentgericht ohne Rücksicht auf den Streit­
wert zuständig. Gegen Urteile des Patentgerichts 
ist Berufung an das Oberste Gericht der Deutschen 
Demokratischen Republik zulässig, wenn der Streit­
wert 2000 DM übersteigt.

(2) Das Patentgericht ist mit einem Richter als 
Vorsitzendem und zwei sachverständigen Beisitzern 
besetzt. Nähere Bestimmungen über die Errichtung 
des Patentgerichts erläßt das Ministerium der Justiz.

(3) Die Parteien können sich vor dem Patentgericht 
vertreten lassen.

(4) Von den Kosten, die durch die Mitwirkung 
eines durch Zulassung beim Patentamt legitimierten 
Vertreters in dem Rechtsstreit entstehen, sind die 
Gebühren bis zum Betrage einer Gebühr nach § 9 
derGebührenordnungfürRechtsanwälte und außer­
dem die notwendigen Auslagen des Vertreters zu er­
statten.

§ 60
(1) Das Patentgericht hat dem Präsidium des Pa­

tentamts Abschriften der Klageschriften zu über­
senden. Die Parteien haben dem Gericht die erfor­
derliche Anzahl ihrer Schriftsätze einzureichen. Das 
Präsidium des Patentamts ist berechtigt, die Akten 
des Patentgerichts einzusehen.

(2) Das Präsidium kann aus den Angestellten des 
Patentamts, die besondere Sachkunde auf dem vom 
Rechtsstreit betroffenen engeren Gebiet der Technik 
besitzen, einen Vertreter bestellen, der befugt ist, 
dem Gericht schriftliche Erklärungen abzugeben, 
den Terminen beizuwohnen, in ihnen Ausführungen 
zu machen und Fragen an Parteien, Zeugen und 
Sachverständige zu richten. Schriftliche Erklärun­
gen sind den Parteien durch das Gericht zu über­
mitteln.

(3) Das Patentgericht kann auf Antrag oder von 
Amts wegen das Präsidium des Patentamts ersuchen, 
einen Vertreter mit den im Abs. 2 bezeichneten 
Eigenschaften in die mündliche Verhandlung zu ent­
senden, wenn es annimmt, daß der Vertreter durch 
nähere Mitteilungen über den Gang des Erteilungs­
verfahrens zur besseren Beurteilung des technischen 
Sachverhalts oder rechtlichen Würdigung beitragen 
kann. In dem Ersuchen sind die Punkte anzugeben,

die dem Gericht aufklärungsbedürftig erscheinen. Ist 
das Präsidium der Auffassung, daß keine der als Ver­
treter in Betracht kommenden Personen in der Lage 
ist, Mitteilungen über den Gang des Erteilungsver­
fahrens aus eigenem Wissen zu machen, so kann es, 
statt einen Vertreter zu entsenden, zu dem Ersuchen 
schriftlich Stellung nehmen.

§ 61
(1) Macht in einer Patentstreitsache eine Partei 

glaubhaft, daß die Belastung mit den Prozeßkosten 
nach dem vollen Streitwert ihre wirtschaftliche 
Lage erheblich gefährden würde, so kann das Pa­
tentgericht auf ihren Antrag anordnen, daß die Ver­
pflichtung dieser Partei zur Zahlung von Gerichte­
kosten sich nach einem ihrer Wirtschaftslage ange­
paßten Teil des Streitwertes bemißt. Die Anordnung 
hat zur Folge, daß die begünstigte Partei die Ge­
bühren ihres Vertreters ebenfalls nur nach diesem 
Teil des Streitwertes zu entrichten hat. Soweit ihr 
Kosten des Rechtsstreites auferlegt werden oder so­
weit sie diese übernimmt, hat sie die von dem Geg­
ner entrichteten Gerichtsgebühren und die. Gebühren 
seines Vertreters nur nach diesem Teil des Streit­
wertes zu erstatten. Soweit die außergerichtlichen 
Kosten dem Gegner auferlegt oder von ihm über­
nommen werden, kann der Vertreter der begünstig­
ten Partei seine Gebühren von dem Gegner nach 
dem für diesen geltenden Streitwert beitreiben.

(2) Der Antrag nach Abs. 1 kann vor der Geschäfts­
stelle des Patentgerichts zur Niederschrift erklärt 
werden. Er ist vor der Verhandlung zur Hauptsache 
anzubringen. Danach ist er nur zulässig, wenn der 
angenommene oder festgesetzte Streitwert später 
durch das Gericht her aufgesetzt wird. Vor der Ent­
scheidung über den Antrag ist der Gegner zu hören.

§ 62
Wer eine Klage nach § 55 erhoben hat, kann gegen 

den Beklagten wegen derselben oder einer gleich­
artigen Handlung auf Grund eines anderen Patents 
nur dann eine weitere Klage erheben, wenn er ohne 
sein Verschulden nicht in der Lage war, auch dieses 
Patent in dem früheren Rechtsstreit geltend zu 
machen.

Geheimhaltung
§ 63

Die Angestellten des Patentamts und andere zur 
Mitwirkung hinzugezogene Personen sind zur Ver­
meidung der Strafverfolgung zur Verschwiegenheit 
über noch nicht öffentlich bekannte Erfindungen 
verpflichtet.

Vergütungen
§ 64

Der Minister für Planung erläßt besondere Be­
stimmungen über die Vergütung von zur Nutzung 
gelangenden Erfindungen.

Patentberühmung
§ 65

Wer Gegenstände oder ihre Verpackung mit einer 
Bezeichnung versieht, die geeignet ist, den Eindruck 
zu erwecken, daß -die Gegenstände durch ein Patent 
nach diesem Gesetz geschützt sind oder für sie eine 
Patentanmeldung eingereicht ist, oder wer in öffent­
lichen Anzeigen, auf Aushängeschildern, auf Empfeh­
lungskarten oder in ähnlichen Kundgebungen eine 
Bezeichnung solcher Art verwendet, ist verpflichtet,


